
Das Recht auf vertrauliche Beratung darf nicht 
ausgehöhlt werden

Seit dem 26. September 2018 und insgesamt 40 Tage lang belagern Gegner*innen 
reproduktiver Selbstbestimmung pro familia Beratungsstellen. Sie verweigern 
Frauen das Recht, selbstbestimmt über ihren Körper und ihr Leben zu entschei-
den und lehnen die rechtlichen Regelungen zum Schwangerschaftsabbruch ab. 
Damit werden alle Nutzer*innen der Angebote von pro familia (Sexuelle Bildung, 
Sexualberatung, Beratung zu Elterngeld, Beratung bei unerfülltem Kinderwunsch, 
Beratung zu Pränataldiagnostik), die die beiden betroffenen Beratungsstellen in 
Frankfurt und Pforzheim in den 40 Tagen aufsuchen, singenden und betenden 
Aktivist*innen ausgesetzt. Diese schrecken nicht einmal davor zurück, durch Fo-
tografieren die Privatsphäre der Klient*innen zu verletzen, obwohl dies strafbar 
ist. Das im Schwangerschaftskonfliktgesetz formulierte Recht auf anonyme Be-
ratung und Information wird konterkariert und Ratsuchende werden in unzumut-
barer Weise belästigt.

Dazu erklärt die Bundesvorsitzende von pro familia, Prof. Dr. Davina Höblich:

„Und wieder wird die gesetzlich vorgeschriebene Beratung vor einem Schwanger-
schaftsabbruch in Frankfurt zum Spießrutenlauf. Erneut werden Gegner*innen 
reproduktiver Selbstbestimmung der ‚40 days for life‘ Ratsuchende mit Parolen, 
großen Fotos von Embryos, lauten Gebeten und Gesängen verunsichern, bevor-
munden und demütigen. pro familia hat schon anlässlich der Belästigungen an 
Ostern Schutzzonen vor Schwangerschaftsberatungsstellen gefordert, damit rat-
suchende Frauen, Männer und Paare von Demonstrierenden unbehelligt bleiben. 
Nun appellieren wir erneut an den Gesetzgeber, alles dafür zu tun, damit der ge-
setzliche Auftrag, eine vertrauliche, ergebnisoffene Beratung anzubieten, sicher-
gestellt werden kann.

Das Schwangerschaftskonfliktgesetz sieht vor, dass die Beratung vor einem 
Schwangerschaftsabbruch ergebnisoffen und auf Wunsch anonym gestaltet wer-
den soll. Dies ist durch die Belagerung der Beratungsstellen nicht gewährleistet. 
Deshalb fordert pro familia den Gesetzgeber auf, Schutzzonen vor Schwanger-
schaftsberatungsstellen festzuschreiben. Durch eine Ergänzung des Schwanger-
schaftskonfliktgesetzes – wie es beispielsweise auch bei der Einführung der Ver-
traulichen Geburt notwendig war und umsetzt wurde – sollte der Gesetzgeber 
Bedingungen definieren, wie die Vertraulichkeit der Beratung sichergestellt wer-
den kann. 

pro familia nimmt ihre Aufgabe sehr ernst, Frauen zu helfen, eine verantwortliche 
Entscheidung zu treffen. Diese Arbeit darf nicht durch unzumutbare Belästigun-
gen torpediert werden. Frauen, Männer und Paare dürfen nicht an der Wahrneh-
mung ihres Rechts auf unabhängige Beratung und Information gehindert werden.“
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